
283 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen desN ationalrates (VI.G.P.). 

Bericht und Antrag 

des Handelsausschusses 

über den Entwurf eines Bundesgesetzes über I die im § 10 vorgesehenen auf einen bereits fünf 
die Abänderung des Wohnhaus-Wiederauf- Jahre zurückliegenden Stichtag bezogenen Fest­
baugesetzes (Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz- stellungen oft kaum mehr durchführbar. Nun 

novelle 195:0). wurden die Bestimmungen des ursprünglichen 

Seit dem Inkrafttreten des Wohnhaus-Wieder­
aufbaugesetzes hat sich aus verschiedenen 
Gründen die Notwendigkeit von Abänderungen 
und Ergänzungen mancher Bestimmungen dieses 
Gesetzes ergeben. Ohne an der Grundkonstruk­
tion des Gesetzes etwas zu ändern" sollen die 
Finanzierung des Fonds auf eine neue Grund­
lage gestellt, die Bestimmungen über die Bei­
tragsleistung zum Fonds unter Beachtung des 
Grundsatzes der Riskengemeinschaft zwischen 
Hauseigentümer, Mieter und Hypothekar­
gläubiger den praktischen Bedürfnissen' an­
gepaßi: und klarer gefaßt~ eine raschere Be­
hebung der Kriegsschäden durch die Schaffung. 
der Möglichkeit einer Vorfinanzierung von 
Wiederherstel1~ngsarbeiten in die Wege geleitet 
und die Rechte des Altmieters gegenüber dem 
W ohnungseigehtümer ktlr abgegrenzt werden. 

Im namfolgenden wird zu den wesentlichen 
Ab~nderungen des geltenden Gesetzes Stellung 
genommen: 

Zu § 1 (Z~ 1 und 2): 

. Im § 1 Abs. 2 :wird durch die Einführung des 
bewertungsrechtlichen Begriffes, "bebaute Grund­
stücke" die notwendige Beziehung zur Termi'nO­
logie des Bewertungsgesetzes hergestellt. 

Das Gesetz in seiner bisherigen Fassung hatte 
im § 2 lit. c den Begriff des unbedeutenden 
Kriegsschadens und im § 10 eine Bestimmung 
enthalten, wann eine Wohnung oder ein Ge­
schäftsraum und ein Wohnhaus als nicht kriegs­
,beschädigt anzusehen sind. Die Einfügung' der 
ersteren Bestimmung in 'die Gruppe der Aus­
nahmen, der zweiten in den Abschriitt über die 
Mittel des Fonds hai: 'beremtigten Zweifel über 
die Beitragspflicht der Eigentümer solmer 
Wohnhäuser entstehen lassen.' überdies waren 

§ 10, insoweit er sich auf Wohnhäuser bezieht, 
in positiver Fassung in den Absatz 3 des § 1 
aufgenommen, an Stelle der Bestimmungen des 
§ 10, soweit er sich auf W ohri- und Geschäfts­
räume bezieht, wurde die aus der neuen Fassung 
des § 7 Abs. 1 Z. 2 lit. a unter cc ersichtliche Fas­
sung gewählt. Durdl dieHerausnahme der Wohn­
häuser mit unbedeutenden Kriegsschäden aus 
den Ausnah~ebestimmungen des § 2 des Ge­
setzes wurde gleichzeitig die grundsätzliche Bei­
tragspflicht für' solche Baulichkeiten außer 
Zweifel gestellt. Durch den Schlußsatz des Abs. 3 
des § 1 wurden, da diesbezüglich gleichfalls be­
rechtigte Zweifel bestanden, aus der Beiti-ags­
pflicht jene unbebauten Grundstücke heraus' 
genommen, auf denen Baulichkeiten gestanden 
sind, die durch Kriegseinwirkung vollständig 
zerstört wurden. 

Zu § 2 (Z. 3 und 4): 

Unter die Ausnahmebestimmungen sind sinn­
gemäß audl die gleimartigen Bestimmungen des 
bisherigen § 12 aufgenommen worden. Da in 
den Fällen des Miteigentums oder der Mit­
benützung Zweifel über die Anwendbarkeit der 
Ausnahmebestimmungen des § 2 und § 12 be­
standen, w).lrde die'neue nunmehr klare Fassung 
gewählt. über den Wegfall der Bestimmungen 
des bisherigen lit. c des § 2 wurde bereits zu 
§ 1 das Nähere ausgeführt. 

Zu § 5 (Z. 5 bis 8): 
Die neue Fassung des § 5 zahlt in übersicht­

licher Form die Aufgaben der Kommission für 
den Wohnhaus-Wiederaufbau auf. Die Vorlage 
anderer -grundlegender Fragen können das 
Bundesministerium für Handel 'und Wiederauf­
bau, der Vorsitzende der Komniissionuhddiese 
selbst begehren. Die, Bestimmung über die Be-
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schlußfähigkeit der Kommission wurde der-be­
reits geltenden und von der Kommission be­
schlossenen Geschäftsordnung angepaßt. 

Zu §7 (Z. 9 bis 13): 

Da durch die nach dem ursprünglichen Gesetz 
dem Fonds zur Verfügung stehenden Mittel 
eine den Absichten dieses Gesetzes entsprechende 
beschleunigte Behebung des Kriegsschadens auf 
dem Gebiete des Wohnhaussektors nicht ·ge­
währleistet ist, war die finanzielle Grundlage des 
Fonds,neu zu regeln. 

Die Finanzierung des Fonds erfolgt weiterhin 
durch Leistungen des Bundes und der Haus­
und Grundeigentümer und Hypothekar­
gläubiger. Die vom Bund bis 31. Mai 1950 auf 
Grund des geltenden Gesetzes gewährten V or­
schüsse werden. in endgültige Zuwendungen um­
gewandelt. Die ab 1. Juni 1950 gewährten Vor­
schüsse sind in den unter Ziffer '9 dieser Novelle 
angeführten Zeiträumen zurückzuzahlen. Von 
dem Erträgnis der Besatzungskostensteuer wird 
die Hälfte für Zwecke des W ohnhaus-Wieder­
aufbaues gewidmet. Der Kreis der im Rahmen 
der Riskengemeinschaft zur Fonds-Beitrags­
leistung Verpflichteten und zum Teil das Aus­
maß ihrer Beitragsleistung wurden neu fest­
gelegt. Durch die geänderte Fassung wird der 
Kreis der beitragspflichtigen Objekte unter Aus­
dehnung auf alle im § 32 der Dprchführungs­
verordnung zum Bewertungsgesetz angeführten 
bebauten Grundstücke neu abgegrenzt. Hiezu 
gehören Mietwohngrundstücke, Geschäftsgrund­
stücke, gemischt genutzte Grundstücke, Ein­
familienhäuser und sonstige bebaute Grund­
stücke, wenn der Einheitswert der letzteren 
'mehr als 10.000 S beträgt. Durch die Festsetzung 
der Einheitswertgrenze von 10.000 S soll .ver­
mieden werden, daß Eigentümer von kleinen 
Baulichkeiten, die nicht als Einfamilienhäuser 
bewertet . sind, zum Beispiel von Siedlungs~ 
häusern auf fremdem Grund und Boden von 
einer Beitragsleistung getroffen werden. Den 
Gegenstand der Beitragsfestsetzung bilden die 
einzelnen W ohn- und Geschäftsräume in den an­
geführten Baulichkeiten. Voraussetzung der Bei­
tragspflicht ist, daß sie hinsichtlich der Zins­
bildung grundsätzlich den Bestimmungen des 
Mietengesetzes unterliegen; ist für solche W ohri­
und Geschäftsräume eine Zinsberechnungsgrund­
lage nicht vorhanden, so muß diese von der 
Mietkommission festgesetzt werden (§ 14 Abs. 3 
des Gesetzes). Die vom Hauseigentümer selbst 
benützten . W ohn- und Geschäftsräume unter­
liegen sohin nicht mehr der Beitragspflicht. Der 
jährliche Beitrag beträgt 13 Groschen pro 
Friedenskrone, . im Falle einer Vereinbarung 
nach § 16 Abs. 1 des Mietengesetzes in jedem 
Falle 6'5 Groschen, und zwar auch dann, wenn 
durch die Vereinbarung die zulässige Erhöhung 
von 13 Groschen nicht ausgeschöpft ist: 

Grundsätzlich sind kriegsbeschädigte Wohn­
und Geschäftsrämne von der Beitragspflicht be- . 
freit. Ergibt sich jedoch nach Behebung der. 
Kriegsschäden ein geringerer Mietzins als für 
diese Wohnungen vor Eintritt des Kriegsschadens 
bezahlt wurde, dann unterliegen die wiederauf­
gebauten Wohnungen den Bestimmungen des 
§ 9. Sind Wohn- oder Geschäftsräume durch 
Kriegseinwirkung derart beschädigt, daß sie für 
Wohn- oder Geschäftszwecke nicht benutzbar 
sind, entfällt die Beitragspflicht hinsichtlich der· 
tatsächlich nicht benützten Räume solange, als sie 
nicht benützt werden, Sind nur einzelne W ohn- . 
oder Geschäftsräume unbenützbar geworden, 
dann tritt eine Kürzung der Beitragsermittlungs­
grundlage in dem Verhältnis ein, das sich aus 
dem Vergleich der Gesamtfläche der Wohn- oder 
Geschäftsräume vor der Beschädigung· zur Fläche 
der benützbar ~eblj-ebenen Räume ergibt, es sei 
denn, daß nicht bereits zwischen Mieter und Ver­
mieter ein entsprechend verringerter Zins für die 
Dauer der Unbenützbarkeit einzelner Räume 
vereinbart ist. Weiters entfällt auch die Beitrags­
pflicht ganz oder teilweise, wenn und solange bei 
Behebung von unbedeutenden Kriegsschäden 
(§ 1 Abs. 3) durch Kostenaufbringung seitens der 
Mieter im Wege einer Erhöhung des Haupt­
mietzinses gemäß der §§ 7 und 8 Mietengesetz 
oder nach Wiederherstellung durch Fondshilfe 
die hiedurcheintretende Neufestsetzung des 
Hauptmietzinses den Betrag erreicht, der allge­
meinunter Berücksichtigung des 13-Groschen-Zu­
schlages gemäß § 9 des Gesetzes. zu entrichten 
wäre. 

Nach der geänderten Fassung des § 7 Abs. 1 
Z. 2 lit. b wird wie bisher neben dem Beitrag 
von Wohn- und Geschäftsräumen auch ein Bei­
trag vom Einheitswert des Grundstückes, und 
zwar von bebauten und unbebauten Grund­
stücken im Sinne der §§ 50 bis 53 Bewertungs­
gesetz, eingehoben. Jedoch ist. gegenüber dem 
früheren Rechtszustand eine Erleichterung inso­
weit eingetreten, als nur Grundstücke mit einem 
Einheitswert von über 50.000 S unter diesen Bei­
trag fallen und der Satz von 2 v. T. erst ab der 
Wertgrenze über 50.000 S beginnt. Es sind auch 
die mit Wohnhäus·ern bebauten Betriebsgrund­
stücke im Sinne des § 57 Bewertungsgesetz und 
damit zum Beispiel auch die den gemeinnützigen 
W ohn- und Siedlungsgenossenschaften gehörigen 
Grundstücke nicht mehr in· die Beitragspflicht 
einbezogen, weil- eine solche Bestimmung mit 
dem neuen Aufbau des Gesetzes nicht im Ein­
klang stünde. 

Ist ein bebautes Grundstück im Sinne des § 1 
Abs. 3 des Gesetzes als kriegsbeschädigt anzu; 
sehen, dann entfällt die Entrichtung des Beitrages 
vom Einheitswert zur Gänze. Das gleiche gilt 
für unbebaute Grundstücke, wenn auf diese 
die gleichen Voraussetzungen zutreffen, unter 
welchen für die im § 2 lit. bund c des Gesetzes 
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angeführten Wohnhäuser und anderen bebauten 
Grundstücke die Beitragsfreiheit vorgesehen ist. 

Der einmalige Beitl"ag der Pfandgläubiger ge­
mäß § 8 Abs. 1 des Gesetzes wird zur Ver­
meidung der oft schwierigen Feststellung, ob 
eine Forderung mündelsicher ist oder nicht, ein­
heitlich auf 50 v. H. der am 1. Juni 1948 noch 
unberichtigt aushaftenden Schuldsumme festge­
setzt. Aus praktischen Gründen werden in Hin­
kunft die laufenden Beiträge gemäß § 8 Abs. 2 
des Gesetzes. nicht von den "f ä 11 i gen", son­
dern von den: vereinnahmten Kapital- und Zins­
beträgen zu leisteh sein. Dies soll nicht nur bei 
Verzögerungen der Abstattung zutreffen, sondern 
auch dann, wenn eine Hypothekarschuld bereits 
vor der Fälligkeit abgestattet wird. 

Im § 8 Abs. 3 wurden -weitere Befreiungen 
aufgenommen. . 

3 

In den bisherigen Bestimmungen fehlt ein 
Verbot der überwälzung der vom Pfand­
gläubiger zu entrichtenden Fondsbeiträge auf 
den Pfandschuldner. Da diese überwälzung in 
der Praxis geübt wurde, die Beitragsleistung 
aber nach der Absicht des Gesetzes das Ver­
mögen des Pfandgläubigers, dessen Pfandobjekt 
mit öffentlichen Mitteln aufgewertet, wurde, 
treffen sollte, wurde das überwälzungsverbot' 
nun auch für diese Beiträge, und zwar rück­
wirkend mit' 1. Juli 1950, ausgesprochen. Ent­
gegen diesem Verbot geleistete Zahlungen sind 
zurückzuerstatten. Darlehenskündigungen, die 
wegen Ablehnung der übernahme der Beitrags­
leistung durch 'd~,n Schuldner vorgenommen ' 
wurden, sind unwirksam. 

Der letzte Satz des bisherigen Abs. 3 in § 14 
ist infolge der NeufassuI,lg des § 7 entbehrlich 
geworden. . Die neue Formulierung des Abs. 4 im § 8 

dient zur KlarsteIlung, daß bei simultaner Sicher­
steIlung einer Forderung auf mehreren "Liegen- Zu § 15 (Z. 20 bis 28): 
schaften" die verhältnismäßige Auf teilung der Auch die nunmehr erweiterte Finanzierungs­
Forderung entsprechend der Höhe der Einheits- grundlage für den W ohnhaus-Wiederaufbau wie 
werte auch insoweit vorzunehmen ist, als sich die auch die Schra,nken des durchführbaren Bau­
Sicher stellung nicht nur auf Wohnhäuser bezieht. volumens gestatten nicht sofort die Behebung 
Z § 9' ' aller Kriegsschäden. Um einen weiteren Verfall. 

u . der kriegsbeschädigten Häuser hintanzuhalten 
§ .. 9 ist i~ seinem bisherigen Wortlau~ un-I und den F~nds im Fall~ der Darlehensgewährung 

verandert ubernommen worden, hat Jedoch vor vermeIdbaren großeren . Auslagen zu be­
einen Zusatz erhalten. Dieser Zusatz soll ledig- wahren, wurde eine Bestimmung aufgenommen, 
lich klarstellen, daß dann, wenn zur D4rch- derzufolge die reinen Baukosten (einschließlich 
führung unbedingt notwendiger Erhaltungs- der Kosten für die Schuttabräumung), die für 
arbeiten eine Erhöhung der Hauptmietzinse Sicherungsmaßnahmen an solchen Häusern auf­
gemäß § 7 Mietengesetz vorgenommen wird, die gewendet wurden, in die Wiederherstellungs­
vom Hauseigentümer gemäß § 7 Abs. 1 Z. 2 kosten aufgenommen werden. Die Voraus­
lit. a an den Fonds abzuführenden Beträge, ob- setzungen dieser Kostenübernahme sind aus den 
gleich sie formell Bestandteil des Hauptmiet- Bestimmungen des' § 15 Abs. 2 in seiner neuen 
zinses sind, weder auf die Mietzinsreserve noch Fassung zu entnehmen. Der Beweis über das Zu­
auf den vom Mieter zu entrichtenden erhöhten treffen dieser Voraussetzungen wird in der Regel 
Mietzins anzurechnen sind, da diese Beträge nur durch den baubehördlichen Auftrag zur Vor­
eine Durchgangspost beim Hauseigentümer dar- nahme der Sicherungsmaßnahmen erbtacht sein. 
stellen und ihm zur Bestreitung der Erhaltungs- Die Zuziehung des Fonds zum Bauverfahren soll 
auslagen nicht zur Verfügung stehen. diesem die Möglichkeit geben, durch Gewährung 

Zu §§ 10 bis 12 (Z. 15): 

Der-Inhalt des.§ 10 hat zum Teil im § 1 
. Abs. 3, zum Teil im.§ 7 Abs. 1 Z. 2 a unter ce 
Aufnahme gefunden. § 11 konnte gestrichen 
werden, da die vom Hauseigentümer selbst be­
nützten W ohn- und Geschäftsräume, soweit sie 
hinsichtlich der Mietzinsbildungnicht den Be­
stimmungen des Mietengesetzes unterliegen, 
nicht mehr Gegenstand der Beitragsleistung 
sind, andernfalls durch die Bestimmungen des 
§ 7 Abs. 1 Z. 2 a unter aa erfaßt sind. Die Be­
stimmungen des § 12 wurden als Ausnahms­
bestimmungen in § 2 aufgenommen. 

Zu § 14 (Z. 16 bis 19): 

der Fondshilfe auch .die sofortige Wieder­
herstellung des Hauses durchführen zu lassen. 
Bei Gefahr im Verzuge wird der Fonds nachher 
zu verständigen sein . 

Zur Beschleunigung der Kriegsschadens­
behebung wurde die Möglichkeit einer Vor­
'finanzierung von Wiederherstellungsarbeiten ' 
mit nachfolgender Zu zählung des Darlehens ge­
schaffen. Dem Fondshilfewerber sind in solchen 
Fällen der Darlehensgewährung die Zinsen bis 
zu einem Höchstbetrage von 3 v. H. iu ver­
güten. 

In jenen Fällen, in denen das Darlehen den 
zwölffachen Jahreshauptmietzins oder den sechs­
fachen Jahresbruttomietzins nicht übersteigt, 
soll die Möglichkeit geschaffen werden, die 

Der Wegfall der Anführung "lit. a und e" ist Rückzahlung des Darlehens aus Gründen der 
durch die Neufassung des § 7 bedingt. Verwaltungsersparnis auch in kürzerer Zeit 
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(10 bis 15 Jahren) bedingen iu können, da bei 
so geringen Darlehen eine nennenswerte Be­
lastung "der Mieter überhaupt nicht eintritt. 

Die mit Fondshilfe wiederhergestellten 
Wohnungen und Geschäftsräume unterlagen 
schon bisher mit den besonders angeführten Ab­
änderungen den Bestimmungen des Mieten~ 

" gesetzes. Es war aber unausgesprochen geblieben, 
ob im Falle des Auftretens von Baugebrechen 
eine Erhöhung des Mietzinses nach § 7 Mieten­
gesetz zulässig ist. Der Zusatz "unbeschadet 
einer Erhöhung nach § 7 Mietengesetz" im 
§ 15 Abs. 7 löst diese Frage im positiven 
Sinne, sichert somit auch in Zukunft die Er­
haltung des Hauses und bannt die Gefahr einer 
Entwei"tungder Fondshypothek bei Verfall des 
Hauses. Dem gleichen Gedanken dient die Auf~ 
nahme des Antragsrechtes des Fonds nach § 8 
Mietengesetz im Abs. 11 des § 15. Der Haupt­
mietzins darf wie bisher nur so viele Prozente 
der Wiederherstellungskosten betragen, als der 
Rückzahlungsdauer des Darlehens entspricht. 

für die mit de"r Verwaltung des Hauses ver­
bundene Tätigkeit, insbes"ondete zur Deckung 
der Auslagen für Drucksorten u. dg!., wird dem 
Hauseigentümer analog den Bestimmungen des 
§ 6 Abs. 5 Mietengesetz das Recht der Ein­
hebung eines Verwaltungskostenbetrages zu­
gestanden. 

Ist der nunmehr aus den anteiligen Wieder­
herstellungskosten und dem Verwaltungskosten­
anteil bestehe~de Hauptmietzins niedriger als 
der Mietzins im Zeitpunkt der Kriegseinwir­
kung war, dann kann wie bisher letzterer ver­
langt werden. In diesem Falle aber besteht die 
Verpflichtung des Eigentümers zur Leistung des 
Fondsbeitrages nach § 7 Abs. 1 Z. 2 a und die 
Berechtigung zur Forderung des Hauptmiet­
zinses nach § 9. 

Die Abänderung im bisherigen Abs. 5 be­
reinigt lediglich eine legistische Unklarheit. Der 
bisherige Abs. 7 wurde in den Abs. 2 über­
nommen. 

Zu § 17 (Z. 29): 

Die Anderungen bestehen darin, daß ein 
wesentliches Abweichen vom früheren Bestande 
dann zugelassen wird,wenn mehr Wohnraum 
geschaffen wird. Diese Bestimmung soll den 
verhältnismäßig billigen Dachausbau ermög­
lichen. 

Die Vergleichsbestimmung zwisdlen Wohn­
und Geschäftsräumen wurde klarer gefaßt und 
durch den Zusatz in lit. c städtebaulichen und 
allgemein wirtschaftlichen Interessen Rechnung 
getragen. 

Zu § 18 (Z. 30): 

Durch die Streichung wird diese Bestimmung 
aUch auf Ansuchen um Hausrathilfe anwendbar. 

Zu § 19 (Z. 31): 

Die Abänderungen diene~ der besdlleunigten 
Durdlführung des Wiederaufbaues und der 

! Sicherung der widmungsgemäßen Verwendung 
! der Fondsmittel. 

Zu § 20 (Z. 32): 

§ 20 regelt die privatrechtlichen Ansprüche 
des Altmieters (Optionsrecht) an Wohn- und 
Geschäftsräumen, die mit . Fondshilfe wieder­
hergestellt wurden. Sein Inhalt" unterscheidet 
sich vom bisherigen Wortlaut in mehrfacher 
Hinsicht. Zunächst wurde das Optionsredlt ver­
schieden gestaltet, je nach dem, ob an den 
wiederhergestellten Räumen Wohnungseigentum 
begründet wird oder nicht. Die Regelung für 
den letzteren und wohl häufigeren Fall enthält 
der neue Abs. 1, für den ersteren Fall gilt 
Abs. 2. . 

Die Rechte des Altmieters nach Abs. 1 wurden 
insofern verstärkt, als die Anbotstellung zu­
nächst nicht mehr an die zuletzt bekannte An­
schrift des Altmieters gerichtet werden darf. Die 
Einschaltung der Gemeinde, die der Hauseigen­
tümer binnen einer Woche nach Bewilligung der 
Fondshilfe unter Bekanntgabe der Wohnungen 
(Geschäftsräume) und der Altmieter zu" ver­
ständigen hat, soll gewährleisten, daß das Anbot 
den Altmieter auch tatsächlich erreicht. Die Ge­
mein"de hat die ihr bekanntgegebene Anschrift 
des Altmieters zu überprüfen und nach Vor­
nahme der entsprechenden Erhebungen ge­
gegebenenfalls richtigzustellen. Durc.h den An­
schlag eines Ediktes an der Amtstafel und da­
durch, daß das Anbot frühestens vier Monate 
nach' Bewilligung der Fondshilfe - zu einem 
Zeitpunkt, wo bereits gebaut wird - gestellt 
werden darf, wird überdies dem Altrnieter, der 
Interesse an seinen früheren Räumen hat, die 
Möglichkeit geboten, sidl jeweils davon zu über­
zeugen, ob der Wiederaufbau seines früheren 
Hauses durchgeführt wird. Er kann auch seine 
jeweilige Anschrift bei der Gemeinde hinter­
legen, so daß diese jedenfalls in der Lage ist, die 
richtige Anschrift in . die Kundmachung auf­
zunehmen. Der Hauseigentümer darf das Anbot 
nur an die in der Kundmachung angegebene An­
schrift richten. Falls er die vorgeschriebene An­
zeige an die Gemeinde unterläßt, kann er daher 
ein wirksames Anbot überhaupt nicht stellen. 
Selbst dann, wenn die Gemeinde ausnahmsweise 
keine Kundmachung vornehmen sollte, darf das 
Anbot zunächst nidlt wie bisher an die zuletzt 
bekannte Anschrift des Altmieters gerichtet 
werden. Der Hauseigentümer muß vielmehr bei 
der nach Lage des kriegsbeschädigten Hauses zu­
ständigen Meldestelle die Anschrift des Alt­
mieters erheben und das Anbot an diese An­
schrift richten. Nur dann, wenn nach Mitteilung 
des Meldeamtes die genaue Anschrift des Alt­
mieters nicht bekannt oder der Altrnietel' " vcr-
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stürben ist, genügt die Absendung des Anbotes 
an die zuletzt bekannte Anschrift. eDer Alt­
mieter (seihe nahen Angehörigen) muß binnen 
30 Tagen das Anbot annehmen, widrigenfalls 
das Optionsrecht erloschen ist. 

Auch der Kreis der an Stelle des verstorbenen 
Altmieters tretenden Angehörigen im Falle des 
Optionsrechtes an Geschäftsräumen hat eine 
Klarstellung erfahren. 

Das Optionsrecht nach Abs. 1 tritt nach der 
Neufassung nicht bloß vor der erstmaligen Ver­
mietungder Räume ein, sondern auch dann, 
wenn sie der Hauseigentümer dritten Personen 
erstmalig unter einem anderen Recht'stitel über­
lassen oder erstmalig selbst in Benützung über­
nehmen will. 

Die Rechte des Altmieters auf Räume, an 
denen Wohnungseigentum begründet werden 
soll, werden in Abs. 2 in folgender Weise ge­
regelt: Der Altmieter hat Anspruch auf das 
Wohnungseigentum, jedoch nicht auf die Miete 
seiner früheren Räume. Das Wohnungseigentum 
kann ihm schon vor dem Ansuchen um Gewäh-

"rung der Fondshilfe angeboten werden, so daß 
der Eigentümer in die Lage versetzt wird, recht­

5 

steht. Es wird klargestellt, daß die allgemeine 
Anforderung nach § 8 Abs. 1 des Wohnungs­
anforderungsgesetzes mit der Vollendung, der 
Wiederherstellung unabhängig von der bau­
behördlichen Bewohnungs- und Benützungs­
bewilligung eintritt. 

Falls an der mit Fondshilfe wiederhergestellten 
Wohnung Wohnungseigentum besteht und die 
Wohnung nicht vom Wohnungseigentümer oder 
seinen nahen Angehörigen (§ 19 Abs. 2 Z. 11 
Mietengesetz) benützt wird, sondern an dritte 
Personen vermietet oder"" zur Benützung über­
lassen wird, ist das Wohnungsanforderungsgesetz 
im gleichen Umfange wie auf Wohnungen, die 
mit Fondshilfe wiederhergesetellt wurden und 
an denen Wohnungseigentum nicht besteht, an­
zuwenden. Wenn die Wohnung jedoch vom 
Wohnungseigentümer selbst oder von einem 
seiner 'n;lhen Angehörigen in Benützung ge­
nommen wird, tritt die allgemeine Anforderung 
nach § 8 Abs. 1 des W ohnungsahforderungs­
gesetzes nicht ein; ebenso entfällt die im § 4 
Abs. 1 lit. b des Wohnungsanforderungsgesetzes 
vorgesehene V erpflich tung zur Anzeige dieser 
Wohnung. 

zeitig festzustellen, ob er mit dem Altmieter als Zu § 28 (Z. 34): 
Anwär,ter für Wohnungs eigentum zu rechnen 
hat. Nimmt der Altmieter in diesem Fall das 
Anbot zum, Erwerb des Wohnungseigentums 
nicht an, so verliert er den Anspruch auf seine I 
früher innegehabten Räume, vorausgesetzt, daß I 
tatsächlich an diesen Wohnungs eigentum be­
gründet wird. 

Nad1 der nunmehrigen 'Fassung des § 28 ist 
die Befreiung von der Wohnungsanforderung 
für eine wiederhergestellte Wohnung unter den 
sonstigen Voraussetzungen schon dann gegeben, 
wenn öffentliche Mittel, zu denen audl Fonds­
hilfe (Darlehen, übernahme der Bürgschaft, Zu­
sch üsse zur Verzinsung) zählt, für die Wieder­
herstellung tatsächlich nicht in Anspruch ge­
nommen werden, während bisher der ausdrück­
liche Verzid1t auf die Inanspruchnahme öffent­
li;;her 1\1ittel neben den sonstigen Voraus­
setzungen für die Ausnahme von der Anforde­
rung entscheidend war, Die Ne':lregelung lehnt 
sich im wesentlichen an die Bestimmungen des 
§ 3 Abs. 1 Z. 1 des W ohnungsan~orderungs-

Um eine Schlechterstellung des Altmieters 
gegenüber anderen Personen auszuschließen, die 
im gleichen Hause 'VI! ohnungseigentum erwerben 
wollen, ist VQrgesehen, daß dem Anbot keine 
ungünstigeren Bedingungen zugrunde gelegt 
werden dürfen. Jedenfalls darf aber vom Alt­
mieter nicht mehr verlangt werden, als den orts­
üblichen Bedingungen entspricht. Für den Er­
werb des Wohnungseigentums wird finanziell . gesetzes an. 
schwächeren Altrnietern in der Regel eine Nach-
frist für die Kaufsumme des Grundanteiles ein- Zu § 30 (Z. 35): 
zuräumen sein. Die Anbotspflicht des Haus- Das Gesetz enthält zwar nicht mehr eine aus-
eigentümers bei Begründung von W ohnungs- d drückliehe Definition des Begriffes "unbe eu-
eigentum wird dadurch erleichtert, daß die An- . d" 'b'd . d h 
. . d' G . d ["lI D Ab' I tender Knegsscha en , es ergl t SI 1 Je oe aus 

d
zelhge an r le em,eut e ent a "t. ,as n ot Ist der Bestimmung des § 1 Abs. 3, daß es sich hie-

a er sorort an die vom zustandlgen Meldeamt b' S h"d h d I d B h b d 
b 1 b 

r 'f' el um c a en an e t, eren e e ung en 
e (anntgege ene Anschn t zu nchten. I H "f" d ' J h d d ' auptmletzms ur rel a re 0 er en zwel-

Zu § 27 (Z. 33): ' , I fach:n Jahresbruttomietzins nicht übe.rsteigt. 
, Die Kosten der Behebung von unbedeutenden 
Die nunmehrige Fassung des § 27 beseitigt I Kriegsschäden konnten nach der bisherigen 

bisher bestehende Z:weifel hinsichtlidl der An- Regelung nur anläßlich eines, Antra,~es ~uf Er­
wendung der Bestimmungen des Wohnungs- höhung des Instandhaltungszl11ses fur eme Er­
anforderungsgesetzes einerseits auf Wohnungen i haltungsarbeit von der Mietzinsreserve abge­
(Geschäftsräume), die mit Fondshilfe wieder- zogen werden. Nunmehr ist vorgesehen, daß auf 
hergestellt wurden, und anderseits auf mit unbedeutende Kriegsschäden an Bestandobjek­
Fondshilfe wiederhergestellte Wohnungen (Ge- ten, die hinsichtliG~ der Mietzinsbildung dem 
schäftsräume), an denen Wohnungseigentum be- Mietengesetz unterliegen, die Bestimmungen der 
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§§ 7 und 8 Mietengesetz Anwendung finden. 
Für die Behebung solcher unbedeutender Kriegs­
schäden kann daher, ebenso wie für unbedingt 
notwendige Erhaltungs arbeiten, eine Erhöhung 
der Hauptmietzinse begehrt werden. 

Soweit und solange eine solche Erhöhung 
wirksam ist, wird nach § 7 Abs. 1 Z. 2 lit. a, cc 
der Fondsbeitrag riicht erhoben. Es tritt daher 
in diesem Umfang und für diese Zeit auch 
gegenüber dem Mieter eine Erhöhung des 
Hauptmietzinses nach§ 9 Mietengesetz nicht 
em. 

Zu § 31 (Z. 36): 

Um eine Verwendung von mit öffentlichen 
Mitteln wiederhergestellten Wohnungen (Ge­
schäftsräumen), an denen Wohnungseigentum 
begründet- wurde, zu spekulativen Zwecken zu 
verhindern, ist ein Veräußerungsverbot zu­
gunsten des Fonds vorgesehen. Es wirkt inner­
halb eines Zeitraumes von sedu Jahren nach 
grundbücherlicher Eintragung. 

In Fällen, in denen es sich nicht um eine 
Spekulation handelt, insbesondere, wenn es die 
persönlichen (Änderung des Wohnsitzes aus Be­
rufsgründen) oder wirtschaftlichen Verhältnisse 
des W ohnungseigen~ümers gerechtfertigt er­
scheinen lassen, wird das V erä ußerungsverbot 
die Verwertung des Wohnungseigentums nicht 
hindern, da in solchen Fällen der Fonds die Zu­
stimmung zur Veräußerung geben kann. 

Prinke, 
Berichterstatter-. 

Zu Artikel II (Z. 40 bis 42): 
Die den Fondsbeitrag betreffenden Bestim­

mungen dieser Novelle treten rückwirkend mit 
dem im W ohnhaus-Wiederaufbaugesetz in seiner 
ursprünglichen Fassung festgesetzten Zeitpunkt 
des Beginnens der i.eistungspflicht (1. Juli 1950) 
in Kraft. Alle übrigen, das W ohnhaus-Wieder­
aufbaugesetz abändernden Bestimmungen dieses 
Gesetzes treten mit 1. Jänner 1951 in Wirk­
samkeit. 

Eine Nachforderung von Beiträgen für die 
Zeit vom 1. Juli bis 31. Dezember 1950 findet 
jedoch nicht statt, wenn der Eigentümer infol~e 
der Neuregelung der Beitragspflicht für Wohn­
und Geschäftsräume beitragspflichtig wird, für 
die nach den bisherigen Bestimmungen ein Bei­
trag nicht zu entrichten war. 

Das im §20 in der vorliegenden Fassung vor­
gesehene Verfahren für die Anbotpflicht an den 
Altmieter findet auf jene Fälle keine Anwen­
dung, in denen ein Anbot bereits nach den bis­
herigen Bestimmungen gestellt wurde. 

Der HandeIsausschuß stellt den A n-t rag, 
der Nationalrat wolle dem an g e s chi 0 s- . / 
sen e n E n t w u r f eines Bundesgesetzes über ~ . 
die Abänderung des W ohnhaus-Wiederaufbau­
gesetzes ('Wohnhaus-Wiederaufbaugesetznovelle 
1950) die verfassungsmäßige Zustimmung er-

teilen'l _ 

Wi~n, am 12. Dezember 1950._ 

\ 

\ 

Kapsreiter, 
Obmann. 
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'j. 
Bundesgesetz vom 

1950 über die Abänderung des Wohnhaus­
Wiederaufbaugesetzes (Wohnhaus-Wieder­

aufbaugesetznovelle 1950). 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I. 

_ Das Bundesgesetz vom 16. Juni 1948, BGBL 
Nr. 130, betreffend die Wiederherstellung der 
durch Kriegseinwirkung ,beschädigten oder zer­
störten W oWnhäuser und den Ersatz des zer­
störten Hausrates (W ohnhaus-Wiederaufbau­
gesetz), wird abgelindert wie folgt: 

1. Im § 1 Abs. 2 ist das Wort "Baulichkeiten" 
zu ersetzen durch "bebaute Grundstücke". 

2. Dem § 1 wird als Abs. 3 angefügt: 
,~(3) Als durch Kriegseinwirkung beschädigt 

oder zerstört (kriegsbeschädigt) sind Wohnhäuser 
und andere bebaute Grundstücke anzusehen, 
wenn die Kosten der Behebung des Schadens 
den Hauptmietzins für drei Jahre oder den 
zweifachen Jahresbruttomietzins übersteigen. 
Hiebei sind die tatsächlichen oder voraussicht­
lichen Kosten der Kriegsschadensbehebung im 
Zeitpunkt der Wiederherstellung dem Haupt­
mietzins im Zeitpunkt der Kriegseinwirkung 
gegenuberzustellen. Als kriegsbeschädigte be­
baute Grundstücke sind auch solche anzusehen, 
die durch eine Artfortschreibung infolge eines 
totalen Kriegsschadens als unbebaute Grund-

'stücke erklärt wurden." 

3. Im § 2 lit. b sind die Worte "Wohn­
häuser, die im Eigentum oder in der Benützung" 
zu ersetzen durch "Wojhnhäuser und andere 
bebaute Grundstücke, die zu mehr als 50 v. H. 
entweder im Eigentum oder in der Benützung". 

4. § 2 lit. c hat zu lauten: 
"Bebaute Grundstücke, die zu mehr als 

50 v. H. im Eigentum des Bundes, eines Landes 
oder einer Gemeinde stehen und öffentlichen 
Zwecken dienen, sowie Gott~shäuser und Fried­
hofgebäude der gesetzlich anerkannten Reli­
gionsgesellschaften. " 

5. § 5 Abs. 1 hat zu lauten: 
,,(t) Beim Bundesministerium für Handel und 

Wiederaufbau wird eine Kommission (KOmmiS-, 
sion für den Wohnhaus-Wiederaufbau). er-
rich tet. " ' 

6. Als Abs. 3 werden dem § 5 folgende Be­
stimmungen angefügt: 

,,(3) Der Kommission obliegt die Begutachtung 
der Ansuchen um Gewährung von Fondshilfe, 
des Wirtschaftsplanes für den Fonds, der Richt­
linien über die Reihenfolge, in der der Wieder­
aufbau der durch Kriegseinwirkung beschädigten 
oder zerstörten W ohnhä user im allgemeinen 
und die Wiederherstellung im Einzelfall durch­
zuführen ist, der Richtlinien für die Gewäh­
rung der Hausrathilfe und der anteilsmäßigen 
Auf teilung der Fondsmittel auf die im § 1 
dieses Bundesgesetzes vorgesehenen Zwecke. Im 
übrigen bestimmt das Bundesministerium für 
Handel und Wiederaufbau oder der Vorsitzende 
der Kommission, welche Fragen von grund­
legender' Bedeutung der Kommission außerdem 
noch zur Begutachtung vorzulegen sind; das 
gleiche Recht steht der Kommission auf Grund 
eines von ihr gefaßten Beschlusses zu." 

7. Im § 5 Abs. 4 sind die Worte "die Hälfte" 
zu ersetzen durch "zwei Drittel". 

. 8. Die bisherigen Abs. 3, 4 und 5 des § 5 
erhalten die Bezeichnung ,,(4), (5) und (6)". 

9. § 7 Abs. 1 Ziffer 1 und; 2 haben zu lauten: 

,,§ 7. (1) Die Mittel des Fonds werden auf-
gebracht: ' 

1. 'Durch Leistungen des Bundes. 

Diese bestehen: 

a) Aus Zuwendungen aus dem laufend~n 
Budget; 

b) aus der endgültigen Zuwendung der 'vom 
Bund bis 31. Mai 1950 gewährten Vor­
schüsse; 

c) aus den vom Bund ab 1. Juni 1950 ge­
währten Vorschüssen in der Höhe von 
140 Millionen Schilling, von denen 75 Mil­
lionen Schilling im Jahre 1951, die rest­
lichen 65 Millionen Schilling in angemes­
senen Jahresraten ab 1. Jänner 1952 an 
das, Bundesministerium für Finanzen zu­
rückzuzahlen sind; 

d) aus Eingängen gemäß dem Bundesgesetz 
vom 14. Juli 1950, BGBl. Nr. 175, und 
gemäß dem Bundesgesetz vom 

, BGBl. Nr. 
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2. a) Aus den Leistungen von Beiträgen durch 
die Eigentümer von bebauten Grund­
stücken im Sinne des § 32 der Durch­
führungsverordnung zum Bewertungs­
gesetz, mit Ausnahme der unter Z. 5 die­
ser Bestimmung angdührten Grundstücke 
mit einem Einheitswert von nidlt mehr 
als 10.000 S, nach Maßgabe der folgenden 
Bestimmungen: 

aa) Den Beitragsgegenstand bilden die 
Wohnungen (Wohnräume) und Ge­
schäftsräume, wenn sie hinsidltlich der 
Mietzinsbildung den Bestimmungen 
des Mietengesetzes unterliegen. 

bb) Der jährliche Beitrag beträgt 13 Gro­
schen für jede Krone des Jahres­
mietzinses für 1914, soweit jedoch 
eine rechtswirksame Vereinbarung 
nach § 16 Abs. 1 des Mietengesetzes 
am 1. Juli 1950 bestand, 6'S Grosdlen. 

cc) Der Beitrag nach lit. bb wird insoweit 
und insolange nicht erhoben, als 
Wohn- oder Gesdläftsräume infolge 
einer Beschädigung durch Kriegsein­
wirkung nicht benutzbar sind oder 
eine zur Behebung von Kriegssdläden 
für zulässig erklärte Erhöhung des 
Hauptmietzinses (§ 30) oder eine Er­
höhung, die sich aus der Anwendung 
der Bestiminungen des § 15 dieses 
Bundesgesetzes ergibt, die Erhöhung 
des Hauptmietzinses gemäß § 9 dieses 
Bundesgesetzes erreicht oder über~ 
steigt. 

b) Aus der Leistung von Beiträgen der Ei­
gentümer von bebauten und unbebauten 
Grundstücken im Sinne der §§ 50 bis 53 
des Bewertungsgesetzes, wenn der Ein­
heitswerti des Grundstückes 50.000 S 

o übersteigt. Dieser jährliche Beitrag beträgt 
bei einem Einheitswert über 50.000 S bis 
.100.000 S 2 v. T.; über 100.000S bis 
150.000 S 3 v.T., über 150.000 SO bis 
200.000 S 4 v. T. und über 200.000 S 
5 v. T. des Einheitswertes. Der Beitrag 
ist 0 nicht zu entrichten, wenn ein bebautes 
Grundstück im Sinne des § 1 Abs. 3 als 
durch Kriegseinwirkung beschädigt oder 
zerstört anzusehen ist oder wenn auf ein 
unbebautes Grundstück die im § 2 lit. b 
oder c angeführten Voraussetzungen zu­
treffen, unter welchen Wohnhäuser und 
andere bebaute Grundstücke von den Be­
stimmungen dieses Bundesgesetzes aus­
genommen sind." 

1 O. Im § 8 Abs, 1 sind die Worte "bei Sicher­
stellung der Hypothekarforderung in mündel­
sidlerer Rangordnung 40 v. H., in allen anderen 
Fällen 60 v. H." zu ersetzen durch ,,50 v. H.". 

11. Im § 8 Abs. 2 sind die Worte "fällig 
werdenden" zu ersetzen durch "vereinnahmten". 

12. § 8 Abs. 3 hat zu lauten: 

,;(:1) Von der Beitragsleistung nach Abs. 1 und 
Abs. 2 sind befreit: 

a) Der Bundeswohn- und Siedlungsfonds; 

b) die im § 6 Abs. 1 der I. Wohnbauförde­
rungsverordnung vom 16. Juli 1929, BGBL 
Nr. 240, genannten Hypothekenanstalten; 
soweit sie Darlehen gemäß § 3 Abs. 2 
lit. d des Bundesgesetzes vom 14 .. Juni 
1929, BGBl. Nr. 200, gewährt haben; 

c) Pfandgläubiger, wenn die von ihnen zu 
fordernden Beträge zur Wiederherstellung 
des durch Kriegseinwirkung besdlädigten 
oder zerstörten Pfandgegenstandes ver­
wendet wurden." 

13. § 8 Abs. 4 hat zu lauten: 
,,(4) Sind Forderungen auf mehreren in Abs.l 

und 2 genannten Liegenschaften grundbücherli~n 
simultan sichergestellt, so ist zur Beurteilung 
des Umfanges der Beitragspflicht und zur Er­
mittlung der Höhe des Beitrages eine verhältnis­
mäßige Auf teilung der Forderung entspredlend 
der Häh'! der Einheitswerte vorzunehmen." 

14. § 9 hat zu lauten: 

"Für hinsichtlich der Mietzinsbildung dem 
Mietengesetz unterliegende Mieträume gilt, so­
weit nicht sdlon eine rechtswirksame Verein­
barung nam § 16 Abs. 1 des Mietengesetzes vor­
liegt, ab 1. Juli 1950 ein Hauptmietzins als ver­
einbart, der auf das Jahr 0 gerechnet den im § 2 
des Mietengesetzes allgemein vorgesehenen 
Hauptmietzins, ohne Berücksid1tigung einer all­
fälligen Erhöhung nach § 7 des Mietengesetzes, 
jeweils um höchstens 13 Groschen für jede 
Krone des Jahresrnietzinses für 1914 übersteigt, 
wenn der Eigentümer in Ansehung dieser Miet­
räume nach § 7 Abs. 1 Ziffer 2 lit. a beitrags­
pflichtig ist. Auf die vom Hauseigentümet als 
Fondsbeitrag nach § 7 Abs. 1 Ziffer 2 lit. a ab-

o zuführenden Teile der Hauptmietzinsefinden ~ 
die Vorschriften des § 7 Abs. 2 er.ster und~.fimfo ~' n ~ 
~Satz ~es Mietengesetzes keine Anwendung." ("J~ 

15. Die §§ 10 bis 12 haben zu entfallen. 

. 16. Im § 14 Abs. 1 hat die Anführung "lit. a 
und c" zu entfallen. 

17. Als Abs. 3 werden dem § 14 folgende Be­
stirilmungcn angefügt: 

,,(3) Die nadl § 8 vom Pfandgläubiger zu 
leistenden Fondsbeiträge dürfen auf den Liegen­
schaftseigentümer (Darlehcnssdmldner) audl 
unter Berufung auf andere Rechtsvorschriften 
und vertraglidle Vereinbarungen nicht über­
wälzt werden. Vereinbarungen dieser Art sind 
unwirksam. Die Kündigung eines Darlehens ist 
unwirksam, wenn sie im Zusammenhang mit 
den vom Pfandgläubiger gemäß § 8 zu 
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ldstenden Fondsbeiträgen steht. Geleistete Zah­
lungen sind rückzuerstatten." 

18. Im bisherigen Abs. 3 des § 14 hat der 
zweite Satz zu entfallen. 

19. Die bisherigen Abs. 3 und 4 d~s § 14 er­
halten die BezeiChnung ,,(4) und (5)". 

20. §15 Abs. 2 hat zu lauten: 
,,(2) In den Fällen des Abs. 1 lit; a kann die 

Fondshilfe bestehen: , 
a) in der Bewilligung von Darlehen bis zur 

vollen Höhe .der für die Wiederherstellung 
erforderlichen Kosten; die Darlehen sind 
hypothekarisch sicherzustellen. In die 
Kosten werden auch soldle für Sicherungs­
maßnahmen an kriegsbeschädigten W ohn­
häusenl aufgenommen werden, wenn diese 
Maßnahmen durch die' Beschädigung in-

. folge Kriegseinwirkung verursacht wurden 
und im Wege der Ersatzvornahme (§ 4 
Abs. 1 des Verwaltungsvollstreckungs­
gesetzes) oder auf Grund einer Anordnung 
im Rahmen der den Gemeindevorstehern 
zustehenden Zwangsbefugnisse (Artikel IV, 
Ziffer 4 des Einführungsgesetzes zu den 
Verwaltungsverfahrensgesetzen) von der 
Gemeinde bewerkstelligt wurden und 

. durch diese Maßnahmen eine wesentliche 
Verschlechterung des Bauzustandes des 
Wohnhauses hintangehalten wurde. Wird 
die übernahme der Kosten für solche 
Maßnahmen i~ die Wiederherstellungs­
kosten für ,den Fall der Bewilligung einer 
Fondshilfe nach § 15 Abs. 1 angestrebt, 
dann hat der Fondshilfewerber im Ver­
fahren vor der Baubehörde den Antrag 
zu stellen, den Fonds dem Bauverfahren 
beizuziehen; 

b) in der übernahme der Bürgschaft (§ 1355 
ABGB.) für ein zweit- oder späterrangig 
sidlergestelltes, zur Durchführung von 
Maßnahmen nach Abs. 1 lit. a aufgenom­
menes Darlehen und dessen Verzinsung 
samt Nebengebühren; 

c) in nicht rückzahlbaren Zuschüssen . zur 
Verzinsung von Darlehen." 

21. Als Abs. 3. werden dem § 15 folgende 
Bestimmungen angefügt: 

,,(3) Erklärt sich der Bewerber um Bewilligung 
einer Fondshilfe nach § 15 Abs. 1 lit. a bereitl 
die Mittel für die Wiederherstellung zunächst 
auf andere als die im § 15 Abs. 2 vorgesehene 
Weise zu beschaffen (Vorfinanzierung), so kann 
für die Jahre 1951, 1952 und 1953 bis zu einem 
Gesam tbetrag von je 100 Millionen Schilling die 
Bewilligung mit der Maßgabe erteilt werden, daß 
das Darlehen in zehn gleichen Jahresraten, erst­
malig am 2. Jänner des der baubehördlichenBe­
w~hmings- und Benützungsbewilligung, in Er" 
mangelung 'einer solchen dem Tage der V 011-

9 

endung der Wiederherstellungsarbeiten folgen­
den Jahres ,zugezählt wird. Solche Bewilligun­
geil sind unabhängig von der nach den Richt­
linien gemäß § 18 Abs.2 sich ergebenden Reihen­
folge zu erteilen. Der Fonds kann jederzeit auch 
größere Darlehensbeträge oder die ganze Dar­
lehenssumme zuzählen. Wird die Bewilligung 
mit vorstehenden Einschränkungen erteilt, sind 
dem Darlehensnehmer Zinsen bis zu einem 
Höchstausmaß von 3 v. H. für die von ihm 
selbst beschafften Geldmittel zur Durchführung 
der Wiederherstellungsarbeiten für die Zeit vom 
Tage der Erteilung der baubehördlichen Be­
wohnungs- und Benützungsbewilligung, in Er­
mangelung einer solchen vom Tage der Voll­
endung der Wiederherstellungsarbeiten an bis 
zur Zuzählung des Fondsdarlehens (der Fonds­
darlehensteilbeträge) zu vergüten. Der Tag der 
Erteilung der baubehördlichen Bewohnungs- und 
Benützungsbewilligung, in Ermangelung einer 
soldlen der Tag der Vollendung der Wieder­
herstellungsarbeiten ist dem Fonds unverzüglich 
bekanntzugeben. " 

22. § 15 Abs. 3 erhält die Bezeichnung 
"Abs. 4" und hat zu lauten: 

,,(4) Die Abstattung des Darlehens an den 
Fonds erfolgt in gleichbleiberiden jährlichen 
Pauschalraten in der Höhe von 1 v. H. der Dar­
lehenssumme in zv,.:ei gleichen Teilbeträgen, die 
am 1. Jänner und am 1. Juli jeden Jahres, erst­
malig an dem der baubehördlichen Bewohnungs­
und Benützungsbewilligung, in Ermangelung 
einer solchen dem Tage der Vollendung der. 
Wiederherstellungsarbeiten folgenden Halb-
jahres termin fällig sind." 

23. Als Abs. 5 werden dem §' 15 folgende 
Bestimmungen angefügt: 

,,(5) Bei Darlehen bis. zum Zwölffachen des 
Jahreshauptmietzinses beziehungsweise bis. zum 
Sechsfachen des Jahresbruttomietzinses im Zeit­
punkt der Kriegseinwirkung kann der W oh~­
haus-Wiederaufbaufonds die Rückzahlung 1ll 

mindestens 10, höchstens 15 gleichhohen J ahres-
raten bedingen." . 

24. An die Stelle des bisherigen Abs. 4 des 
§ 15 haben die folgenden Bestimmungen als 
Abs. 6, 7, 8,9, 10 und 11 zu treten: 

,,(6) Die mittels Fondshilfe wiederhergestellten 
Mietobjekte (Wohnungen und Geschäftsräume) 
unterliegen den Bestimmungen des Mieten­
gesetzes mit den in den folgenden Abs. 7 bis 11 
getroffenen Abänderungen. 

(7) Der jährliche Hauptmietzins umfaßt un­
beschadet einer Erhöhung nach § 7 des Mieten­
gesetzes 

a) die anteiligen Wiederherstellungskosten 
und 

b) einen Anteil an den Kosten der Ver­
waltung' 
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(8) Der jährliche Hauptmietzinsanteil nach 
Abs. 7 lit. adarf in den Fällen des Abs. 4 höch­
stens 1 v. H. der ,für die Wiederherstellung nach 
Abs. Ilit. a am einzelnen Mietobjekt auf­
gewendeten Kosten, in den Fällen des Abs. 5 
höchstens soviel Prozente dieser Kosten be­
tragen, als der Rückzahlungsdauer des Darlehens 
entspricht. Bei Wiederherstellung von der ge-. 
meinsamen Benützung der Mieter dienenden be­
schädigten oder zerstörten Gebäudeteilen sind 
die Tilgungsraten zur Abstattung des Fonds­
darlehens sowie allfällige Kapitals- und Zinsen­
dienste entsprechend den vorstehenden Bestim­
mungen anteilig je Mietobjekt entsprechend 
dem Mietzins für jene Mietobjekte zuzurechnen, 
deren Benützern die Wiederherstellung zugute 
kommt. Ober die Angemessenheit der Ver­
zinsung der Eigenmittel entscheidet das Bundes­
ministerium für Handel und Wiederaufbau nach 
Anhörung der Kommission .. 

(9) Der Hauseigentümer darf als Hauptmiet­
zinsanteil nach Abs, 7 lit. b für die mit der Ver­
waltung des Hauses verbundene Tätigkeit, ins­
besondere zur Bedeckung der Auslagen für 
Drucksorten und dergleichen höchstens ein 
Zehntel des Hauptmietzinsanteiles nach Abs. 7 
lit. averlangeri. 

Wohnraum geschaffen wird, als im Zeit­
punkt der Kriegseinwirkung vorhanden 
war, oder daß zwingende Vorschriften 
für die 'Abweichung maßgebend waren, 
oder. 

c) wenn nach der Wiederherstellung das 
Verhältnis der Wohnräume zu den nicht 
Wohnzwecken dienenden Räumen gegen­
über dem Baubestande im Zeitpunkt der 
Kriegseinwirkung wesentlich ungünstiger 
wird; bei der Ermittlung dieses Verhält­
nisses bleiben die durch zwingende oder 
städtebauliche Vorschriften zu schaffenden 
und die ohne Inanspruchnahme von Fonds­
hilfe errichteten Geschäftsräume außer Be­
tracht, 

d) für Wohnhäuser, die nach § 1 Abs. J 
nicht als kriegsbeschädigt anzusehen sind, 
oder 

e) soweit Wiederherstellungsarbeiten VOr dem 
1. Juni 1948 geleistet wurden." 

30. Im § 18 Abs. 1 haben die Worte "für ihre 
Wiederaufbauvorhaben" zu entfallen. 

31. § 19 hat zu lauten: 

(10) Wenn der jährliche Hauptmietzins nach 
Abs. 7 niedriger. ist als der Mietzins im Zeit­
punkt der Kriegseinwirkung war, dann kann 
letzterer verlangt werden. Hiedurch werden die 
Bestimmungen des § 9 dieses Bundesgesetzes .. 
nicht berührt. 

,,§ 19 (1) Durch den Bescheid, mit ,dem die 
Fondshilfe bewilligt wird, erwirbt der Bewerber 
einen Anspruch. 

(2) Die Bewilligung kann jedoch widerrufen 
werden, wenn der Bewerber 

a) durch sein Verschulden mit den Wieder-
herstellungsarbeiten nicht binnen drei 
Monaten ~ach Verständigung von der 
Bewilligung begonnen, diese nicht gehörig 
fortgesetzt oder nicht zeitgerecht beendet 
hat, oder 

(11) Anträge nach §8 des Mietengesetzes 
können hinsichtlich der mit Fondshilfe wieder­
hergestellten Baulichkeiten auch vom Fonds ge­

. stellt werden." 

25. Im bisherigen Abs. 5 des § 15 hat es statt 
"Abs. 4" zu lauten "Abs. 7 und 10" und sind 
die Worte "dem Ablauf dieser Frist" zu er­
setzen durch "Absendung des Briefes". 

26. Im bisherigen Abs. 6 des § 15 hat es statt 
"Abs. 5" zu lauten "Abs. 12". 

27. Der bisherige Abs. 7 des § 15 hat zu 
entfallen. 

28. Die bisherigen Abs. 5, 6 und 8 des § 1~ er­
halten die Bezeichnung Abs. 12, 13 und 14. 

29. § 17 hat zu lauten: 

,,§ 17. Fondshilfe für die Wiederherstellung 
von Baulichkeiten nach § 15 Abs. 1 lit. a dieses 
Bundesgesetzes darf nicht gewährt werden, 

a) soweit die Kosten der beantragten Bau' 
ausführung die Kosten einer sachgemäßen, 
normalen Ausführung übersteigen oder 

b) wenn 
lichen 
denn, 

der Wiederaufb~u vom ursprüng­
Bestand wesentlich abweicht, es sei 
daß durch die Abweichung mehr 

b) bei der Durchführung der Wiederherstel­
lungsarbeiten in wesentlichen Punkten 
eigenmächtig von dem der Bewilligung 
zugrunde gelegten Bauvorhaben abweicht, 
oder 

c) eine Handlung setzt, die auf Grund der 
§§ 24 und 25 dieses Bundesgesetzes mit 
Strafe bedroht ist, oder 

d) das Darlehen erschlichen ist. 
(3) Wird der Widerruf ausgesprochen, sind 

bereits zugezählte Darlehen unter Beobachtung 
einer höchstens einvierteljährigen Kündigungs­
frist zur Rückzahlung zu kündigen. 

(4) Ober den Anspruch des Bauwerbers auf die 
Fondshilfe kann weder durch Abtretung, An­
,weisung oder Verpfändung noch auf irgendeine 
andere Weise unter Lebenden verfügt werden. 
Dieser Anspruch _kann auch nicht von Dritten 
in Exekution gezogen werden." 

32. § 20 hat zu lauten: 
;,§ 20. (1) Der Hauseigentümer hat die Miete 

deI' Wohnräume (Geschäftsräume), die mit 
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Fondshilfe wiederhergestellt wurden oder wer­
den, demjenigen, der im Zeitpunkt der Kriegs­

. einwirkung Hauptmieter dieser Räume war -
im folgenden Altmieter genannt - anzubieten. 
Ist der Altmieter verstorben, sö treten an seine 
Stelle seine nahen Angehörigen (§ 19 Abs. 2· 
Z. 11 des Mietengesetzes), die mit ihm bei Ein­
tritt der Kriegseinwirkung im gemeinsamen 
Haushalt gelebt, bei Geschäftsräumen mit ihm 
gemeinsam in diesem Geschäft gearbeitet oder 
aus dessen Erträgnissen den Unterhalt bezogen 
haben. Das Anbot ist vor der erstmaligen Ver­
mietung, erstmaligen Einräumung eines anderen 
Benützungsrechtes an Dritte oder erstmaligen 
übernahme in Eigenbenützung, frühestens je-

. doch vier Monate nach Bewilligung der Fonds­
hilfe zustellen. Zur Abgabe des· Anbotes ge­
nügt die Absendung eines· eingeschriebenen 
Briefes. Der Hauseigentüiner hat längstens binnen 
einer Woche nach Bewilligung der Fondshilfe 
der Gemeinde die Anzahl und Größe der vor 
dem Eintritt des Kriegsschadens vorhanden ge­
wese~en und der bei der Wiederherstellung in 
Aussicht genommenen Wohnungen (Geschäfts­
räume), ferner Name und Anschrift der Alt­
mieter (soweit letztere für den Hauseigentümer 
f~ststellbar sind)bekarintzugeben. Die Gemeinde 
hat diese Angaben nach Überprüfung der. An­
schrift der Altmieter für jedes Haus .gesondert 
durch Anschlag an der Amtstafel durch zwei 

- Monate kundzumachen. Das Anbotschreibendes 
Hauseigentümers ist an die in der Kund­
machung der Gemeinde ersichtliche Anschrift 
des Altmieters zu richten; sofern jedoch die Ge­
meinde innerhalb von zwei Monaten nach Be­
willigung der. Fondshilfe eine Kundmachung 
nicht vornimmt, ist das Anbot an die Anschrift 
des Altmieters zu richten, die auf Ansuchen des 
Hauseigentümers von 4em. nach Lage des be­
schädigten· Hauses zuständigen Meldeamt be­
kanntgegeben wird. Ist nach Mitteilung dieses 
Meldeamtes die genaue Anschrift des Altmieters 
nicht bekannt oder der Altmieter verstorben, 
so genügt die Absendung des Anbotes an die 

-zuletzt bekannte Anschrift. Der Altmieter (seine 
nahm Angehörigen) muß binnen dreißig Tagen 
das Anbot annehmen, widrigenfalls das Options­
recht erloschen ist. 

(2) Soll· an den wiederherzustellenden oder 
wiederhergestellten Wohnräume!\ (Geschäfts'­
räumen) Wohnungseigentum im Sinne des Bun­
desgesetzes, BGBl. Nr. 149/1948, begründet wer­
den, so gelten die Bestimmungen des Abs. 1 
mit folgenden Abänderungen: 

a) dem Altmieter ist der Erwerb des W oh-
. nungseigentums an den ehemals inne­

gehabten Räumen zu den gleichen Be­
dingungen wie den übrigen W ohnungs­
eigentümern desselben Hauses, höchstens 
aber zu den ortsüblichen Bedingungen an-

. zubie~en; 

11 

b) das Anbot kann schon· vor dem Ansuchen 
um Gewährung der Fondshilfe gestellt 
werden; . 

c) die Verständigung der Gemeinde entfällt; 
zur AnbotsteIlung genügt die Absendung 
eines eingeschriebenen Briefes an die An­
schrift des Altmieters, die auf Ansuchen 
des Hauseigentümers von dem nach Lage 
des beschädigten Hauses zuständigen Mel­
deamt bekanntgegeben wird. Ist nach Mit­
teilung dieses Meldeamtes die genaue An­
schrift des Altmieters nicht bekannt oder 
der Altmieter verstorben,· so genügt die 
Absendung des Anbotes an die zuletzt 
bekannte .. Anschrift." 

33. § 27 hat zu lauten: 

,,§ 27. (1) Auf die mit Fondshilfe wiederher­
gestellten Wohnungen (Geschäftsräume) sind die 
Bestimmungen des Wohnungsanforderungs­
gesetzes mit den nachfolgenden Abänderungen 
anzuwenden. Die allgemeine Anforderung nach 
§ 8 Abs. 1 des Wohnungsanforderungsgesetzes 
gilt mit der Maßgabe, daß die Vollendung der 
Wiederherstellung der Beendigung der Inne­
habung gleichzuhalten ist. Bei der Zuweisung ist 
der Altmieter vor den im § 15 Abs. 1 <les Woh­
nungsanforderungsgesetzes genannten Personen 
zu reihen. Kann ihm seine frühere Wohnung 
niCht zugewiesen werden; so genießt er dieselbe 
Vorzugsstellung bei anderen mit Fondshilfe 
wiederhergestellten Wohnungen, an denen keine 
Altrnietrechte bestehen. Die gleiche Regelung gilt 
für den Hauseigentümer hinsichtlich der von 
ihm im Zeitpunkt der Kriegseinwirkung be­
nützten Wohnung. 

(2) Besteht an deI! mit Fondshilfe wiederher­
gestellten Wohnungen (Geschäftsr~umen) Woh­
p-ungseigentum, so gelten hinsichtlich der An­
forderung folgende Bestimmungen: 

a) Wird die Wohnung (der Geschäftsraum) 
. vermietet oder an eine vom W ohnungs­

eigentümer oder seinen nahen Angehö­
rigen t§ 19 Abs. 2 Z.l1 des Mietengesetzes) 
verschiedene Person zur Benützung über­
lassen, . so gelten die Bestimmungen des 
Abs. 1; 

b) andernfalls findet das Wohnungsanfordec 

rungsgesetz mit Ausnahme der· Bestim­
mungen der §§ 4 und 8 Anwendung. 

(3) Die Bestimmungen des W ohnungsanforde­
rungsgesetzes nach Maßgabe der Bestimmungen 
der Abs. 1 und 2 bleiben auch nach Ablauf 
seiner Geltungsdauer für die mit Fondshilfe 
wiederhergestellten Wohnungen (Geschäfts­
räume) weiterhin aufrecht." 

34. § 28 hat zu lauten: 

,,§ 28. Von der Anforderung nach den Be~ 
stimmungen des Wohnungsanforderungsgesetzes 
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sind Raume aller Art ausgen~mme~, die durch 
Kriegseinwirkung unbewohnbar geworden sind 
und wiederhergestellt wurden oder werden, so­
fern die Wiederherstellung Auf~/endungen er­
fordert, die im Verhältnis zur Anzahl und Be­
schaffenheit der Räume als erheblich anzusehen 
sind und öffentliche Mittel nicht in Anspruch 
genommen wurden oder werden." 

35. § 30 hat zu lauten: 

,,§ 30. Auf die Behebung von Kriegsschäden, 
die nicht unter die Bestimmung des § 1 Abs. 3 
fallen, . an Bestandsobjekten, die hinsichtlich der 
Mietzinsbildung dem Mietengesetz unterliegen, 
finden die Bestimmungen der §§ 7 und 8 des 
Mietengesetzes Anwendung." 

36. J:'l'adl § 30 ist einzufügen: 

"Fünftes Hauptstück. 

§ 31.' Das an einer mit Fondshilfe wieder­
hergestellten Wohnung (einem Geschäftsraum) 
begründete Wohnungseigentum darf innerhalb 
eines Zeitraumes von sechs Jahren nach seiner 
grundbücherlichen Eintragung nidlt weiterver­
äußert werden; das Veräußerungsverbot ist auf 
Antrag des Fonds zu seinen Gunsten im Grund­
buch einzuverleiben." 

37. Die überschrift "Fünftes Hauptstück" ist 
zu .ersetzendurch "Sechstes Hauptstück". 

38. § 31 erhält die Bezeichnung § 32, § 32 
die Bezeidlnung § 33. 

39.§ 33 erhält die Bezeichnung § 34 und hat 
zu lauten: 

,,§ 34. (1) Mit der Vollziehung dieses Bun­
desgesetzes sind betraut: Das Bundesmin·isterium 
für Handel und Wiederaufbau hinsichtlich der 
§§ 1 bis 6, § 15 Abs. 1 bis 5 und 14, §§ 16 
bis 19, 23, 24 und 33, hinsichtlich des § 5 Abs. 2 

§§27 und 28; das Bundesmiristerium für Finan­
zen hinsichtlich der §§ 7, 8, 13, 14 Abs. 1 bis 3 
und § 22, soweit er sich nicht auf Gerichts­
gebühren bezieht; die Bundesregierung hinsicht­
lich des § 14 Abs. 5. 

(2) Mit der Wahrnehmung der dem Bunde 
gemäß Art. 15 Abs. 6 des Bundes-V et:fassungs­
gesetzes in der Fassung ·von 1929 zustehenden 
Rechte ist hinsidltlich des § 21 das Bundes­
ministerium für Finanzen betraut." 

Artikel II. 

übe r g a n g s b e s tim m u n gen. 

40. Die in den Ziffern 2 bis 4, 9 bis 15, 17 
und 18 verfügten Abänderungen und Ergänzun­
gen des Wohnhaus-Wieaeraufbaugesetzes treten 
mit 1. Juli 1950, alle übrigen mit 1. Jänner 1951 
in Kraft. 

41. Wenn der Eigentümer infolge der durch 
Artikel I verfügten Neuregelung der Beitrags­
pflicht nunmehr für Mieträume beitragspflichtig 
wird, für die nadl den bisherigen Bestimmungen 
eine Beitragspflicht nicht bestand, so findet eine 
Beitragsnachforderung für die Zeit vom 1. Juli 
bis 31. Dezember 1950 nicht . statt. Eine Rück­
zahlung von Beiträgen, die auf Grund des 
W ohnhaus-\Viederaufbaugesetzes in seiner ur­
sprünglichen Fassung entrichtet wurden, findet 
nicht statt. 

42. Die Bestimmungen des § 20 Wohnhaus­
Wiederaufbaugesetz in der bisherigen Fassung 
finden Anwendung, sofern nach diesen Vor­
schriften bereits· ein Anbot an den Altmieter 
gestellt wurde. 

Artikel III. 

Voll z i e h u n g. 

auch die Bundesminist:erien für Finanzen und für 43. Mit der Voll ziehung des Artikels I dieses 
soziale Verwaltung; das Bundesministerium 'für Bundesgesetzes sind nach Maßgabe des Artikels I 
Justiz hinsichtlich der Bestimmungen des § 22, Ziffer 39 die Bundesregierung und die Bundes­
soweit sie sich ·auf Gerichtsgebühren beziehen, ministerien für Handel und Wiederaufbau, fiir 
der §§ .9, 14 Abs. 4, § 15 Abs. 6 bis 13, § 20, Justiz, für soziale Verwaltung und für Finanzen, 
der §.§ 25, 26, 29 bis 32, in Ansehung der §§ 9, mit der Vollziehuhg des Artikels II, Ziffer 40 
14 Abs~ 4, § 15 Abs. 6 bis 13 und § 20 im Ein- und 41 das Bundesministerium für Finanzen, 
vernehmen mit dem Bundesministerium für 50- hinsidltlich des Artikels II Ziffer 42 das Bundes­
zial.e Verwaltung; ~as. ~undesministeriu.m für I ministerium . f~r. Ju~tiz i~ Ein;ernehmen mit 
soziale Verwaltung Im Emvernehmen mit .dem dem Bundest;mmstenum fur soziale Verwaltung 
Bundesministerium für Justiz hinsichtlich der betraut. 
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